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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Einführung von Begleitmaßnahmen für Vertragsstaaten des AKP-Zuckerprotokolls, die 
von der Reform der EU-Zuckermarktordnung betroffen sind
(KOM(2005)0266 – C6-0210/2005 – 2005/0117(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(KOM(2005)0266)1,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 und Artikel 179 des EG-Vertrags, auf deren Grundlage 
ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C6-0210/2005),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses und der Stellungnahme des ##
(A6-0000/2005),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, diesen Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 3

(3) Im Rahmen des AKP-Zuckerprotokolls, 
das dem AKP-EG-
Partnerschaftsabkommen in Anhang V 
beigefügt ist, sind einige AKP-Staaten für
ihre Zuckerausfuhren auf den 
Gemeinschaftsmarkt angewiesen. Die 
Reform wird sie aller Wahrscheinlichkeit 
nach mit stark veränderten 
Marktbedingungen konfrontieren.

(3) Im Rahmen des AKP-Zuckerprotokolls, 
das dem AKP-EG-
Partnerschaftsabkommen in Anhang V 
beigefügt ist, sind einige AKP-Staaten für 
ihre Zuckerausfuhren auf den 
Gemeinschaftsmarkt angewiesen. Die 
Reform wird sie mit stark veränderten 
Marktbedingungen konfrontieren.

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.



PE 362.468v01-00 6/14 PR\577001DE.doc

DE

Begründung

Änderungsantrag 2
Erwägung 4

(4) Die Anpassung der Staaten des AKP-
Zuckerprotokolls an diese neuen 
Marktbedingungen kann sich für mehrere 
dieser Länder angesichts der 
sozioökonomischen Bedeutung des 
Zuckersektors und der starken 
Abhängigkeit vom EU-Markt schwierig 
gestalten.

(4) Die Anpassung der Staaten des AKP-
Zuckerprotokolls an diese neuen 
Marktbedingungen wird sich für mehrere 
dieser Länder angesichts der 
sozioökonomischen Bedeutung und der 
multifunktionalen Rolle des Zuckersektors 
und der starken Abhängigkeit vom EU-
Markt schwierig gestalten.

Begründung

Der Zuckererzeugung kommt in mehreren AKP-Ländern eine wichtige Funktion für die 
ländliche und soziale Entwicklung und auch für die Erhaltung der Umwelt zu.

Änderungsantrag 3
Erwägung 6

(6) Die Staaten des AKP-Zuckerprotokolls 
benötigen frühzeitig Unterstützung, die die 
bereits bestehende Hilfe ergänzt, um 
optimale Aussichten auf erfolgreiche 
Anpassung an die neuen Gegebenheiten zu 
haben.

(6) Es ist von äußerster Wichtigkeit, den 
Staaten des AKP-Zuckerprotokolls eine 
möglichst rasche Unterstützung zu 
gewähren, die die bereits bestehende Hilfe 
ergänzt, um optimale Aussichten auf 
erfolgreiche Anpassung an die neuen 
Gegebenheiten zu haben.

Begründung

Änderungsantrag 4
Erwägung 7
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(7) Aus diesem Grund sollten die Staaten 
des AKP-Zuckerprotokolls zusätzlich zu 
der im Rahmen des AKP-EG-
Partnerschaftsabkommen gewährten 
Unterstützung finanzielle und technische 
Hilfe sowie gegebenenfalls Budgethilfe 
erhalten, damit sie sich den neuen 
Marktbedingungen anpassen können; auf 
diese Weise würde eine umfassende 
Unterstützung angeboten, die der Vielfalt 
der Situationen in den verschiedenen 
Ländern, aber auch innerhalb einzelner 
Länder Rechung trägt. Mit der 
Unterstützung sollten die 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Rohrzuckersektors gesteigert, alternative 
Wirtschaftstätigkeiten entwickelt und die 
umfassenderen sozialen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Folgen eines geringeren 
Beitrags des Zuckersektors zur 
Volkswirtschaft aufgefangen oder eine 
Kombination dieser Ziele erreicht werden.

(7) Aus diesem Grund ist es notwendig, 
dass die Staaten des AKP-
Zuckerprotokolls zusätzlich zu der im 
Rahmen des AKP-EG-
Partnerschaftsabkommen gewährten 
Unterstützung finanzielle und technische 
Hilfe sowie gegebenenfalls Budgethilfe 
erhalten, damit sie sich den neuen 
Marktbedingungen anpassen können; auf 
diese Weise würde eine umfassende 
Unterstützung angeboten, die der Vielfalt 
der Situationen in den verschiedenen 
Ländern, aber auch innerhalb einzelner 
Länder Rechung trägt. Mit der 
Unterstützung müssen die 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Rohrzuckersektors gesteigert, alternative 
Wirtschaftstätigkeiten entwickelt und die 
schwerwiegenden, umfassenderen 
sozialen, ökologischen und 
wirtschaftlichen Folgen eines geringeren 
Beitrags des Zuckersektors zur 
Volkswirtschaft mit Hilfe ausreichender 
Mittel aufgefangen oder eine Kombination 
dieser Ziele erreicht werden.

Begründung

Änderungsantrag 5
Artikel 3 Absatz 3

3. Der Antrag muss sich auf eine 
umfassende mehrjährige 
Anpassungsstrategie stützen, die das 
betroffene Land nach Maßgabe von Artikel 
4 in Abstimmung mit allen beteiligten 
Akteuren festlegt.

3. Der Antrag muss sich auf eine 
umfassende mehrjährige 
Anpassungsstrategie stützen, die das 
betroffene Land nach Maßgabe von Artikel 
4 in Abstimmung mit allen beteiligten 
Akteuren festlegt. Die mehrjährige 
Anpassungsstrategie kann im Laufe der 
Durchführung befindliche Aktionen 
umfassen sowie die gegenwärtigen und 
künftigen finanziellen Auswirkungen von 
bereits durchgeführten Sozialplänen 
unter der ausdrücklichen Voraussetzung, 
dass diese Aktionen und diese Sozialpläne 
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eindeutig in Richtung der in Artikel 4 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung 
festgelegten Zielvorgaben gehen.

Begründung

Die AKP-Länder, die bereits Initiativen zur Anpassung ihrer Zuckerindustrie mit Blick auf die 
Reform der gemeinsamen Marktordnung der EU für Zucker ergriffen haben, dürfen keine 
Nachteile erleiden. Es ist wichtig, dass im Laufe der Durchführung befindliche Aktionen in 
den Genuss einer Gemeinschaftshilfe kommen, wenn sie eindeutig in Richtung einer 
Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Zucker- und Rohrzuckersektors gehen, und es sich 
um einen nachhaltigen Prozess und/oder eine wirtschaftliche Diversifizierung der vom Zucker 
abhängigen Gebiete und/oder eine Bewältigung der allgemeineren Auswirkungen des 
Anpassungsprozesses handelt. Im gleichen Sinne ist es ebenfalls wichtig, dass die finanziellen 
Auswirkungen der bereits durchgeführten Sozialpläne, die allerdings in Richtung der in der 
vorliegenden Verordnung festgelegten Zielvorgaben gehen müssen, von der EU aufgefangen 
werden können.

Änderungsantrag 6
Artikel 5 Absatz 4

4. Die in dieser Verordnung vorgesehene 
Hilfe ergänzt und verstärkt die Hilfe, die 
durch andere Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt 
wird.

4. Die in dieser Verordnung vorgesehene 
Hilfe ist aufgrund ihrer unterschiedlichen
Natur unabhängig von der Hilfe, die 
durch andere Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit bereitgestellt 
wird.

Begründung

Änderungsantrag 7
Artikel 7 Absatz 2

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung 
von dessen Artikel 8 anzuwenden. Der in 
Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 

2. Wird auf diesen Absatz Bezug 
genommen, so sind die Artikel 4 und 7 des 
Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung 
von dessen Artikel 8 anzuwenden. Der in 
Artikel 4 Absatz 3 des Beschlusses 
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1999/468/EG genannte Zeitraum wird auf 
30 Tage festgesetzt.

1999/468/EG genannte Zeitraum wird auf 
30 Tage festgesetzt. Das Recht des 
Europäischen Parlaments auf 
regelmäßige Unterrichtung gemäß 
Artikel 7 Absatz 3 dieses Beschlusses 
muss uneingeschränkt eingehalten 
werden. 

Begründung

Es sollte daran erinnert werden, dass das Parlament unbedingt über die Maßnahmen 
unterrichtet werden muss, die im Rahmen des in Artikel 7 Absatz 2 vorgesehenen 
Verwaltungsausschusses ergriffen werden.

Änderungsantrag 8
Artikel 8

Der Referenzbetrag für die Durchführung 
dieser Verordnung beläuft sich für das Jahr 
2006 auf 40 Mio. EUR.

Der Referenzbetrag für die Durchführung 
dieser Verordnung beläuft sich für das Jahr 
2006 auf 80 Mio. EUR.

Begründung

Der im Vorschlag für eine Verordnung vorgesehene Betrag reicht bei weitem nicht aus, um 
die von der Reform der EU-Zuckermarktordnung betroffenen AKP-Länder in die Lage zu 
versetzen, die weit reichenden Anpassungsprogramme durchzuführen, die für eine 
erfolgreiche Anpassung an die neuen Marktbedingungen notwendig sind.

Änderungsantrag 9
Artikel 11 Absatz 3

Falls das Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit am 
1. Januar 2007 noch nicht in Kraft getreten 
ist, kann die Kommission die 
Geltungsdauer dieser Verordnung 
verlängern und weitere zusätzlich 
erforderliche Maßnahmen erlassen.

Falls das Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit am 
1. Januar 2007 noch nicht in Kraft getreten 
ist, wird die Geltungsdauer der 
vorliegenden Verordnung bis zum 
Inkrafttreten dieses Instruments 
verlängert; in diesem Falle wird der 
jährliche Referenzbetrag auf das Doppelte 
des für das Jahr 2006 angenommenen 
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Betrags festgelegt.

Begründung

Für den Fall, dass das Instrument für Entwicklungszusammenarbeit und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit am 1. Januar 2007 noch nicht in Kraft getreten ist, ist es unerlässlich, eine 
Verlängerung der Geltungsdauer der vorliegenden Verordnung vorzusehen, um zu vermeiden, 
dass die Finanzierung der Anpassungsprogramme während mehrerer Monate ausgesetzt 
wird. Deshalb wird die Geltungsdauer der vorliegenden Verordnung in einem solchen Fall 
automatisch verlängert, wobei der jährliche Referenzbetrag auf das Doppelte des für das 
Jahr 2006 verabschiedete Betrags festgelegt wird.
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BEGRÜNDUNG

1. Der Kontext des Vorschlags für eine Verordnung

Im Juli 2004 hat sich die Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat und das Europäische 
Parlament „Vervollständigung des Modells einer nachhaltigen Landwirtschaft für Europa 
durch die Reform der GAP - Reformvorschläge für den Zuckersektor“ (KOM(2004) 499)
verpflichtet, den Anpassungsprozess in den Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls zu 
unterstützen, die von der künftigen Reform der gemeinsamen Marktordnung für Zucker 
betroffen sein werden. Im Januar 2005 skizzierte die Kommission die Grundsätze der von ihr 
vorgeschlagenen Unterstützungsmaßnahmen im Arbeitsdokument „Aktionsplan mit 
Begleitmaßnahmen zu Gunsten der Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls, die von der Reform 
der EU-Marktordnung für Zucker betroffen sind“ (SEK(2005)61); dieses Dokument wurde 
anschließend mit den Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls erörtert. Am 22. Juni 2005 legte 
die Kommission einen Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung von 
Begleitmaßnahmen für Vertragsstaaten des AKP-Zuckerprotokolls vor, die von der Reform 
der EU-Zuckermarktordnung betroffen sind (KOM(2005)0266). Der Vorschlag für eine 
Verordnung enthält Unterstützungsmaßnahmen, mit denen der Anpassungsprozess in den 
AKP-Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls begleitet werden soll.

Der Vorschlag ist eng mit dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die 
gemeinsame Marktordnung für Zucker (KOM(2005)263 endg.) verknüpft, der ebenfalls am 
22. Juni 2005 veröffentlicht wurde und der auf eine Reform der EU-Zuckermarktordnung
abzielt, die mittlerweile 37 Jahre alt ist.

2. Der Inhalt der Verordnung

Die vorgeschlagene Verordnung deckt 18 AKP-Länder ab, die Vertragsstaaten des
Zuckerprotokolls sind und gegenwärtig Zucker in die Europäische Union ausführen.

Das Ziel der vorgeschlagenen Verordnung besteht darin, ein System finanzieller und 
technischer Hilfe festzulegen, um den Anpassungsprozess in den Vertragsstaaten des 
Zuckerprotokolls zu begleiten, die von der bevorstehenden Reform der gemeinsamen 
Marktordnung für Zucker betroffen sind. Ziel ist es, zusätzliche Mittel für diese Länder 
bereitzustellen, die weitgehend von der Reform berührt werden, um sie in die Lage zu 
versetzen, ihre Zuckerindustrie umzustrukturieren bzw. ihre Wirtschaft zu diversifizieren und 
die schwerwiegenden sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen zu 
bewältigen, die diese Änderungen mit sich bringen.

Zusätzlich zu diesen Maßnahmen im Bereich der Entwicklungshilfe hat sich die Kommission 
ferner verpflichtet, Handelsmaßnahmen durchzuführen, um die Vertragsstaaten des 
Zuckerprotokolls bei der Anpassung zu unterstützen. Diese Maßnahmen werden im Rahmen 
der Verhandlungen über die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) festgelegt werden.

Im Vorschlag werden die Begleitmaßnahmen auf folgende Grundlagen gestützt:
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• Im Rahmen des Abkommens von Cotonou verpflichtet sich die Gemeinschaft, die AKP-
Staaten bei ihren Bemühungen um Armutsminderung und nachhaltige Entwicklung zu 
unterstützen.

• Mit dem Aktionsplan der EU zur Unterstützung der Agrarrohstoffe in den 
Entwicklungsländern (KOM(2004)0089), der im April 2004 angenommen wurde, hat sich 
die EU verpflichtet, die Länder, die von Agrarrohstoffen wie Zucker abhängig sind, bei 
der Bewältigung der Herausforderungen in diesen Bereichen zu helfen.

• Die AKP-Länder selbst haben in ihrer Antwort auf den Reformvorschlag der Kommission 
die Auflegung von Anpassungsprogrammen gefordert.

In der Verordnung wird unter Berücksichtigung des komplexen Charakters der 
Umstrukturierung und des Diversifizierungsprozesses, die von diesen Ländern in Gang 
gesetzt werden müssen, eine Unterstützungsregelung für einen Zeitraum von acht Jahren 
vorgeschlagen. Deshalb wird davon ausgegangen, dass mit der vorliegenden Verordnung die 
Rechtsgrundlage für die Bereitstellung einer Hilfe ab 2006 geschaffen wird; nach der 
Verordnung wird in der Finanziellen Vorausschau 2007-2013 eine spezifische 
Mittelzuweisung für den Entwicklungsteil des Instruments für Entwicklungszusammenarbeit 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit folgen. Im Vorschlag ist vorgesehen, dass die 
Geltungsdauer der Verordnung verlängert werden kann, sollte dieses Instrument am 1. Januar 
2007 nicht in Kraft getreten sein.

Dem Vorschlag zufolge soll sich die Gemeinschaftshilfe auf eine landesspezifische 
mehrjährige Anpassungsstrategie stützen, die von dem betreffenden Land in Zusammenarbeit 
mit der Kommission ausgearbeitet wird. Um in den Genuss der Gemeinschaftshilfe zu 
kommen, müssen mit einer solchen Strategie eindeutig vorgegebene Ziele verfolgt werden. 
Das wesentliche Kriterium muss die langfristige Nachhaltigkeit der Strategie sein, 
insbesondere unter Berücksichtigung der Prognosen in Bezug auf die Rentabilität des 
Zuckersektors unter den künftigen Marktbedingungen. Für jedes Land muss die Strategie 
ebenfalls dem übergeordneten Ziel entsprechen, ein für wirtschaftliches Wachstum und die 
Armutsminderung positives Umfeld zu entwickeln. Die Kosten für die Umsetzung dieser 
Strategien dürfen nicht ausschließlich von der Gemeinschaftshilfe abgedeckt werden, sondern 
notwendig ist auch die Unterstützung durch die nationalen Regierungen, die Zuckerindustrie 
und/oder weitere Geldgeber bzw. Finanzinstitutionen.

Bei den Bereitstellungsmechanismen ist der (sektoralen) Budgethilfe der Vorzug zu geben, 
obwohl auch Programmhilfe - je nach Lage des jeweiligen Landes - möglich sein konnte. Es 
ist nichtsdestoweniger unerlässlich, dass diese Hilfe andere Hilfsinstrumente, insbesondere 
die WPA, ergänzt.

Der für 2006 vorgeschlagene Referenzbetrag beläuft sich auf 40 Mio. Euro. Die Kommission
beabsichtigt, „den Höchstbetrag, den jeder Staat des AKP-Zuckerprotokolls vom 
Gesamtbetrag erhält, nach Maßgabe seines Bedarfs insbesondere in Verbindung mit den 
Auswirkungen der Reform des Zuckersektors auf das Land und der volkswirtschaftlichen 
Bedeutung des Zuckersektors“ festzulegen.

3. Das Zuckerprotokoll

Die spezifischen Abkommen, die den Zuckerhandel zwischen den Mitgliedstaaten der EU und 
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ihren ehemaligen Kolonien regeln, haben weit zurückliegende historische Wurzeln. Im Jahre 
1975 wurden diese Abkommen in das Zuckerprotokoll einbezogen, das im Rahmen der 
Partnerschaft AKP-EU zwischen 18 AKP-Ländern und der EU abgeschlossen wurde 
(vormalige Abkommen von Lomé und gegenwärtiges Abkommen von Cotonou). Gemäß 
diesem Abkommen hat sich die EU verpflichtet, den betreffenden Ländern eine bestimmte 
Menge an Rohrzucker zu einem Garantiepreis abzunehmen und in die EU einzuführen. 
Infolge dessen verschafft ihnen ihr Zugang zum Markt der EU heute etwa 70 % der 
Einnahmen ihres Zuckersektors, und auf die EU entfallen 40 % ihrer Zuckerausfuhren, selbst 
wenn diese Zahlen von einer Region zur anderen schwanken. Die Vertragsstaaten des 
Zuckerprotokolls in der Karibik und im Pazifik sowie die Insel Mauritius sind sehr viel 
stärker vom europäischen Markt abhängig als die afrikanischen Länder. Ein derart 
privilegierter Zugang hat die in den AKP-Ländern getätigten Investitionen beeinflusst und 
spielte folglich eine sehr wichtige Rolle für ihre wirtschaftliche und soziale Lage.

Mit der vorgeschlagenen Reform der gemeinsamen Marktordnung für Zucker dürfte der EU-
Zuckerpreis beträchtlich gesenkt werden; dies gilt ebenfalls für den Garantiepreis, der den 
AKP-Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls gezahlt wird. Diese neuen Marktbedingungen 
dürften in zahlreichen Ländern zu weit reichenden wirtschaftlichen, sozialen und sogar 
ökologischen Auswirkungen führen. Guyana, wo die Zuckererzeugung 17 % des BIP 
ausmacht und etwa 35 000 Menschen Arbeit gibt, ist ein einleuchtendes Beispiel für Länder, 
die nachteilig von der Reform der EU betroffen werden, da die Reform zur Schließung von 
zwei Raffinerien und zum direkten Verlust von 8 000 Arbeitsplätzen führen dürfte. Insgesamt 
gesehen schätzen die AKP-Länder, dass der Vorschlag der EU für ihre Volkswirtschaften zu 
einem jährlichen Verlust von 400 Mio. Euro führen wird. Wie zahlreiche führende Politiker
der AKP-Länder erklärt haben, ist die Reform „zu schnell, zu tiefgreifend und erfolgt zu 
früh“. Die AKP-Länder würden einer weniger einschneidenden Preissenkung und einer 
zeitlich stärker gestaffelten Umsetzung - mit einem gestaffelten Inkrafttreten, keinesfalls vor 
2008 - den Vorzug geben.

4. Der Standpunkt des Berichterstatters

Der interne Aspekt der Reform der gemeinsamen Marktordnung für Zucker wird zweifellos 
eine Debatte über mehrere Fragen auslösen, die sich auf die Höhe der Preissenkung, die 
Modalitäten für die Durchführung der Reform und den Ausgleich für die europäischen 
Landwirte beziehen. Diese Fragen werden im Entwicklungsausschuss von Frau Kinnock im 
Rahmen ihrer Stellungnahme für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung zu den Reformvorschlägen behandelt werden.

Was den spezifischen Gegenstand des vorliegenden Berichts betrifft, nämlich die 
Begleitmaßnahmen, die 2006 durchgeführt werden müssen, teilt der Berichterstatter die 
Ansicht, dass eine Unterstützung der Vertragsstaaten des Zuckerprotokolls dringend 
notwendig ist, damit sie die Auswirkungen der Reform der Zuckermarktordnung durch eine 
Umstellung und Umstrukturierung ihrer Industrie so weit wie möglich antizipieren.

Mehrere Unterzeichnerstaaten des Zuckerprotokolls befinden sich bereits in einer 
fortgeschrittenen Phase der Ausarbeitung ihrer nationalen Strategie, und es ist deshalb von 
grundlegender Bedeutung, ihnen eine finanzielle Unterstützung zu geben, die es ihnen 
gestattet, diese Strategien so rasch wie möglich - ab Januar 2006 - umzusetzen. Für die 
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Länder, die noch keine geeignete Strategie ausgearbeitet haben, ist es wichtig, dass ihnen eine 
finanzielle Hilfe zur Verfügung gestellt wird, die sie in die Lage versetzt, die Vorbereitung 
der Strategie unter den bestmöglichen Bedingungen fortzusetzen.

Unter diesen Umständen ist Ihr Berichterstatter der Auffassung, dass der von der Kommission 
vorgeschlagene Referenzbetrag in Höhe von 40 Mio. Euro für das Jahr 2006 bei weitem nicht 
ausreicht, um den unmittelbaren Bedarf der betroffenen Länder zu decken.

Ihr Berichterstatter ist sich darüber im Klaren, dass es sich bei dem von der Kommission für 
das erste Jahr vorgeschlagenen Haushaltsrahmen um ein der Vorbereitung dienendes Budget 
handelt, das im Wesentlichen für die am besten vorbereiteten Länder bestimmt ist, damit sie 
die ersten konkreten Maßnahmen einleiten können. Er ist jedoch der Auffassung, dass dieses 
Budget aufgestockt werden muss, und schlägt folglich einen Betrag von 80 Millionen für das 
Jahr 2006 vor.

Die AKP-Länder, die bereits Initiativen ergriffen haben, um ihre Zuckerindustrie mit Blick 
auf die Reform der Gemeinsamen Marktordnung der EU für Zucker anzupassen, dürfen keine 
Nachteile erleiden. Es ist wichtig, dass die im Zuge der Durchführung befindlichen Aktionen 
in den Genuss einer Gemeinschaftshilfe kommen, wenn sie eindeutig in Richtung einer 
Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Zucker- und des Zuckerrohrsektors gehen und es 
sich um einen nachhaltigen Prozess und/oder eine wirtschaftliche Diversifizierung der vom 
Zucker abhängigen Gebiete und/oder eine Bewältigung der allgemeineren Auswirkungen des 
Anpassungsprozesses handelt. Im gleichen Sinne ist es ebenfalls wichtig, dass die finanziellen 
Auswirkungen der bereits durchgeführten Sozialpläne, die allerdings in die Richtung der in 
der vorliegenden Verordnung festgelegten Zielvorgaben gehen müssen, von der EU 
aufgefangen werden können. Deshalb schlägt Ihr Berichterstatter vor, dass die bereits 
laufenden Aktionen und die gegenwärtigen und künftigen finanziellen Auswirkungen der 
bereits durchgeführten Sozialpläne in die mehrjährigen Strategien einbezogen werden können.

Sollte das Instrument für Entwicklungszusammenarbeit und wirtschaftliche Zusammenarbeit 
am 1. Januar 2007 noch nicht in Kraft getreten sein, ist es unerlässlich, die Verlängerung der 
Geltungsdauer der vorliegenden Verordnung vorzusehen, um zu vermeiden, dass die 
Finanzierung von Anpassungsprogrammen während mehrerer Monate ausgesetzt wird. Für 
diesen Fall müssen den AKP-Staaten Garantien im Hinblick auf den Betrag an Unterstützung 
gegeben werden, die für den Ergänzungszeitraum gewährt wird. Deshalb schlägt Ihr 
Berichterstatter für den genannten Fall vor, dass die Geltungsdauer der vorliegenden 
Verordnung automatisch verlängert wird und dass der jährliche Referenzbetrag auf das 
Doppelte des für das Jahr 2006 angenommenen Betrags festgelegt wird.

Die AKP-Länder sind auf langfristige Vorhersehbarkeit angewiesen, um die von der EU 
angeforderte mehrjährige Strategie unter zufrieden stellenden Bedingungen ausarbeiten zu 
können. Deshalb ist es ebenfalls unerlässlich, dafür Sorge zu tragen, dass der in der 
Finanziellen Vorausschau 2007-2013 vorgesehene Betrag ausreicht, um die weit reichenden 
Auswirkungen der Reform der GMO für Zucker in den betroffenen Ländern und die 
erforderlichen Anpassungskosten aufzufangen.


